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Anlage 1 


Regierungsentwurf 
eines Gesetzes 

Über den Güterfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


1. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen 
im Fernverkehr unterliegt ausschließlich den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes. 

§ 2 - 

(1) Güterfernverkehr ist jede Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen für andere über die 
Grenzen eines Gemeindebezirks hinaus außerhalb 
eines Umkreises von 50 Kilometern, gerechnet vom 
Mittelpunkt des Standorts des Kraftfahrzeugs aus 
(Ortsmittelpunkt). 

(2) Gemeinden über 100 000 Einwohner können 
in Bezirke eingeteilt werden. Für jeden Bezirk 
kann ein Ortsmittelpunkt bestimmt werden. Jeder 
dieser bezirklichen Ortsmittelpunkte gilt als Orts- 
mittelpunkt für das gesamte Stadtgebiet. 

(3) Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahr- 
zeugen für andere innerhalb der Grenzen eines Ge- 
meindebezirks oder innerhalb des in Absatz 1 be- 
zeichneten Umkreises (Nahzone) ist Güternahver- 
kehr. 

(4) Für die Berechnung der Nahzone ist die Luft- 
linie maßgebend, gerechnet vom Ortsmittelpunkt 
aus. Zur Nahzone gehören alle Gemeinden, deren 
Ortsmittelpunkt innerhalb der Nahzone liegt. 

(5) Für jede Gemeinde ist die Nahzone zu be- 
stimmen und öffentlich bekanntzumachen. 

§ 3 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung auf 

1. die Beförderung von Gütern mit Personenkraft- 
wagen ohne Anhänger oder mit Krafträdern, 
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2. die Beförderung von Leidien in besonders hier- 
für eingerichteten Kraftfahrzeugen, 

3. die Beförderung von Postsendungen mit Aus- 
nahme von Stückgütern. 

(2) Personenkraftwagen sind Kraftfahrzeuge mit 
nicht mehr als acht Sitzplätzen einschließlich des 
Führersitzes, die nach ihrer Bauart nicht zur Be- 
förderung von Gütern geeignet und bestimmt sind. 

(3) Postsendungen sind Pakete im Gewicht bis 
zu 20 Kilogramm. 


§ 4 

Güterfernverkehr liegt auch dann vor, wenn 

1. die Güter dem befördernden Unternehmen ledig- 
lich für die Zeit der Beförderung . übereignet 
werden, 

2. eine Sendung nach einem Ort innerhalb der 
Nahzone abgefertigt wird, sofern von vorn- 
herein eine Beförderung darüber hinaus beab- 
sichtigt ist; dabei macht es keinen Untersdued, 
ob die Beförderung auf dem gleichen Kraftfahr- 
zeug oder mit Umladung unterwegs ausgeführt 
wird und ob mehrere Unternehmen an der Be- 
förderung beteiligt sind. 

S 3 

(1) Jedes Kraftfahrzeug, das im Güterfernver- 
kehr oder im Güternahverkehr verwendet werden 
soll, muß von dem Unternehmer für einen be- 
stimmten Standort angemeldet werden. Der 
Unternehmer muß an diesem Standort den Sitz 
seines XJnternehmens oder eine gesdiäftlidie Zweig- 
niederlassung haben. 

(2) Will ein Unternehmer den Standort des 
Kfaftfahrzeugs .in einen anderen unteren Ver- 
waltungsbezirk verlegen, muß er das Kraftfahrzeug 
für den neuen Standort anmelden. 

2. Genehmigung 

(1) Güterfernverkehr im Sinne des § 2 ist ge- 
nehmigungspfliditig. 

(2) Entstehen Zweifel darüber, ob ein Verkehr 
genehmigungspflichtig ist, so entscheidet die für den 
Sitz des Unternehmens zuständige Landesbehörde. 

S 7 

(1) Die Genehmigung kann im Rahmen des § 8 
nur erteilt werden, wenn 

1. der Unternehmer zuverlässig und fachlich ge- 
eignet ist; 

2. die Leistungsfähigkeit des Betriebes gewähr- 
leistet ist; 

3. die Betriebssicherheit nach Bauart und Bauzu- 
stand des Kraftfahrzeugs gewährleistet ist, 
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(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn sie 
mit dem öffentlichen Interesse an der Aufrechter- 
haltung eines geordneten Güterfernverkehrs un- 
vereinbar wäre. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Ge- 
nehmigung besteht nicht. 

§ 8 

Mit Zustimmung des Bundesrats setzt der Bundes- 
minister für Verkehr die Höchstzahl der Kraft- 
fahrzeuge für den Güterfernverkehr fest und teilt 
sie auf die Länder auf. 


§ 9 

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer 
für bestimmte Kraftfahrzeuge erteilt. Sie ist nicht 
übertragbar. 

(2) Die Kraftfahrzeuge müssen auf den Namen 
des Unternehmers zugelassen sein und ihm gehören 
oder von ihm auf Abzahlung gekauft sein. 

§ 10 

Die Genehmigung wird auf Zeit erteilt. Ihre 
Gültigkeitsdauer beträgt mindestens acht Jahre. 

§ 11 

Die Genehmigung kann unter Bedingungen, Auf- 
lagen oder mit verkehrsmäßigen Beschränkungen er- 
teilt werden, die sich im Rahmen der verkehrswirt- 
schaftlichen Ziele des Gesetzes halten müssen. 

§ 12 

(1) Für die Erteilung der Genehmigung ist 
diejenige Landesbehörde zuständig, in deren Bezirk 
das Unternehmen seinen Sitz oder eine gerichtlich 
eingetragene Zweigniederlassung hat (Genehmi- 
gungsbehörde). 

(2) Hat ein Unternehmen keinen Sitz im Inland, 
so entscheidet diejenige Landesbehörde, in deren Be- 
zirk das Grenzzollamt liegt, dem bei der ersten 
Fahrt aus dem Ausland nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Zollabfertigung obliegt. 

§ 13 

(1) Die Genehmigungsurkunde muß enthalten: 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. die Bezeichnung des Unternehmers und den Sitz 
des Unternehmens, 

3. die Bezeichnung des im Betrieb verwendeten 
Kraftfahrzeugs unter Angabe des amtlichen 
Kennzeichens, 

4. die Zeitdauer, für welche die Genehmigung er- 
teilt wird, 
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5. die Bedingungen, Auflagen oder verkehrs- 
mäßigen Beschränkungen, unter denen die Ge- 
nehmigung erteilt wird, 

(2) Ändert sich die Bezeichnung des Unter- 
nehmers, der Sitz des Unternehmens oder das amt- 
liche Kennzeichen oder wird ein anderes Kraftfahr- 
zeug als Ersatzfahrzeug in den Betrieb eingestellt, 
so ist der Genehmigungsbehörde die Genehmigungs- 
urkunde zur Berichtigung vorzulegen. 

(3) Die Genehmigungsurkunde darf dem Unter- 
nehmer erst ausgehändigt werden, nachdem er den 
Nachweis der Versicherung erbracht hat (§§ 24, 25). 
Einer Aktiengesellsäiaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
oder einer Genossenschaft darf die Genehmigungs- 
urkunde erst ausgehändigt werden, wenn außerdem 
die Eintragung in das Handelsregister nachgewiesen 
ist. 


§ 14 

(1) Der Unternehmer darf außerhalb der Nah- 
zone des Standortes Güter für andere auf Ent- 
fernungen von weniger als 50 Kilometer nicht be- 
fördern. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Beförderungen im ge- 
nehmigten Linienfernverkehr und die An- und Ab- 
fuhr von Gütern, die dem Unternehmer zur Beför- 
derung im Güterfernverkehr übergeben werden. Das 
Nähere bestimmen die Beförderungsbedingungen. 

§ 15 

(1) Für die Erfüllung der dem Unternehmer ob- 
liegenden Verpflichtungen kann die Genehmigungs- 
behörde jederzeit die Stellung einer Sicherheit 
fordern. 

(2) Sie kann jederzeit die Betriebssicherheit der 
Kraftfahrzeuge auf Kosten des Unternehmers nach- 
prüfen lassen. 


§ 16 

Die Genehmigungsbehörde hat dem zuständigen 
Versicherungsamt die Genehmigung wegen der An- 
meldung des Betriebs zur Berufsgenossenschaft mit- 
zuteilen. Die Anzeigepflicht des Unternehmers 
nach § 653 der Reichs Versicherungsordnung bleibt 
unberührt. 


§ 17 

Beim Tode des Unternehmers gilt die erteilte Ge- 
nehmigung zugunsten des Erben vorläufig weiter. 
Sie erlischt, wenn der Erbe nicht binnen drei 
Monaten eine neue Genehmigung für sich beantragt 
hat oder wenn sie in Anwendung des § 69 zurück- 
genommen wird. 
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3. Tärif 


§ 18 

Der Tarif muß alle zur Berechnung des Beförde- 
rungsentgelts (Beförderungspreise und Entgelte für 
Nebenleistungen) notwendigen Angaben und alle 
anderen für den Beförderungsvertrag maßgebenden 
Bestimmungen (Beförderungsbedingungen) ent- 
halten. 


§ 19 

(1) Der Tarif und jede Änderung des Tarifs 
wird vom Bundesminister für Verkehr nach Maß- 
gabe des geltenden Preisrechts festgesetzt. 

(2) Der Tarif gilt auch für den Speditions vertrag 
zwischen dem Spediteur und seinem Auftraggeber; 
unberührt bleibt der Spediteur-Sammelladungsver- 
kehr. 


§ 20 

(1) Die Beförderungspreise und Entgelte für 
Nebenleistungen sind Festpreise, soweit in dem 
Tarif nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Ermäßigungen des Beförderungsentgelts und 
andere Vergünstigungen, die nicht veröffentlicht 
worden sind und nicht unter gleichen Bedingungen 
jedermann zugute kommen, sind unzulässig. Unzu- 
lässig sind fener Zahlungen oder andere Zuwen- 
dungen, die einer Umgehung des tarifmäßigen Be- 
förderungsentgelts gleichkommen. 

(3) Die rechtliche Wirksamkeit des Beförderungs- 
vertrages wird durch tarifwidrige Abreden nicht be- 
rührt. Die Höhe des Beförderungsengelts und die 
Beförderungsbedingungen richten sich auch in diesen 
Fällen nach den Bestimmungen des Tarifs. 

(4) Tarif widrige Zahlungen oder andere tarif- 
widrige Zuwendungen kann der Leistende nach den 
allgemeinen Vorschriften zurückfordern. § 817 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nicht an- 
zuwenden. 


S 21 

(1) Vor der Festsetzung des Tarifs ist eine 
Kommission zu hören, der Vertreter der Verkehrs- 
träger, der Spediteure, der Verlader und der Ge- 
werkschaft angehören. 

(2) Die Mitglieder der Kommission werden vom 
Bundesminister für Verkehr bestellt. Für jedes Mit- 
glied ist ein Stellvertreter zu bestimmen. 

(3) Einzelheiten über die Zuständigkeit der 
Kommission und das Verfahren werden durch eine 
Geschäftsordnung geregelt, die der Bundesminister 
für Verkehr erläßt. 
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§ 22 

Der Tarif wird nach dem Gesetz über die Ver 
kündung von Rechts Verordnungen vom 30. Januar 
1950 (Bundesgesetzbl, S. 23) verkündet. Er tritt am 
Tage nach der Verkündung in Kraft, soweit er 
nichts anderes bestimmt. 

4. Pflichten der am Beförderungsvertrag 
Beteiligten 

§ 23 

' Durch Vertrag kann die dem Unternehmer nach 
den gesetzlichen Vorschriften oder den Beförde- 
rungsbedingungen obliegende Haftung weder aus- 
geschlossen noch beschränkt werden, 

§ 24 

(1) Der Unternehmer hat sich gegen alle Schäden, 
für die er nach den Beförderungsbedingungen 
haftet, zu versichern. 

(2) Versicherungsunternehmen, mit denen Unter- 
nehmer des Güterfernverkehrs eine Versicherung 
nach Absatz 1 abgeschlossen haben, haben das Er- 
löschen des Versicherungsschutzes unverzüglich der 
Genehmigungsbehörde anzuzeigen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann jederzeit 
von dem Unternehmer den Nachweis der Versiche- 
rung verlangen. 

§ 25 

Der Unternehmer, dessen Kraftfahrzeug seinen 
regelmäßigen Standort nicht im Inland hat, muß 
sich gegen alle Schäden, für die er nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen haftet, versichern. § 24 Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

§ 26 

(1) Unternehmer und Absender haben dafür zu 
sorgen, daß über jede Sendung die von dem Bundes- 
minister für Verkehr vorgeschriebenen Beförde- 
rungs- und Begleitpapiere ausgefertigt werden. 

(2) Der Unternehmer hat jede Fernfahrt vor An- 
tritt der Fahrt in ein Fahrtenbuch einzutragen, 
dessen Form der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt. 

(3) Die Genehmigungsurkunde, das Fahrtenbuch 
und die Beförderungs- und Begleitpapiere sind auf 
allen Fahrten mitzuführen und auf Verlangen den 
mit der Überwachung des Güterfernverkehrs beauf- 
tragten Stellen zur Prüfung auszuhändigen. 

§ 27 

Unternehmer und Spediteur haben über den 
Güterfernverkehr Bücher zu führen und in diesen 


7 



die Beförderungsgesdiäfte, insbesondere das Be- 
förderungsentgelt, nach den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Buchführung ersichtlich zu machen. Der 
Unternehmer hat die Beförderungspapiere nach 
Beendigung der Beförderung zwei Jahre lang auf- 
zubewahren. 

§ 28 

Die an dem Beförderungsvertrag Beteiligten sind 
für die Richtigkeit und Vollständigkeit ihrer An- 
gaben und Erklärungen in den Beförderungspapie- 
ren verantwortlich. 


§ 29 

Der Absender hat bei unrichtiger, ungenauer oder 
unvollständiger Angabe des Inhalts oder des Ge- 
wichts der Sendung oder der Beförderungsstrecke 
einen Zuschlag zu dem Beförderungsentgelt zu 
zahlen. Das Nähere bestimmen die Beförderungs- 
bedingungen. 


5. Abfertigungs-Spediteur 

§ 30 

Ein Spediteur, der für den Unternehmer des 
Güterfernverkehrs die Güter abfertigt (Abferti- 
gungs-Spediteur), kann von ihm eine Abfertigungs- 
vergütung beanspruchen. Die Vergütung wird von 
dem Bundesminister für Verkehr festgesetzt. 

6. Sondervorschriften für den Möbelfernverkehr 

§ 31 

Für die Beförderung von Möbeln im Güterfern- 
verkehr in besonders für die Möbelbeförderung ein- 
gerichteten Kraftfahrzeugen oder Anhängern (Fahr- 
zeuge des Möbelfernverkehrs) gelten ergänzend 
die Vorschriften des §§ 32 bis 38. 

§ 32 

Fahrzeuge des Möbelfernverkehrs sind auch 
Kraftfahrzeuge mit abnehmbarem Möbelwagen- 
aufbau, ferner Zugmaschinen und Sattelschlepper, 
die im Fernverkehr ausschließlich als Zugkraft für 
Möbelwagenanhänger verwendet werden. 

§ 33 

(1) Der Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
darf außerhalb der Nahzone in Fahrzeugen des 
Möbelfernverkehrs nur Möbel befördern. 

(2) Der Unternehmer des Güterfernverkehrs 
darf außerhalb der Nahzone keine Umzüge (Be- 
förderung von Umzugsgut, Erbgut und Heiratsgut) 
durchführen. Die Beförderung einzelner Möbel- 
stücke außerhalb eines Umzugs ist erlaubt. 
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§ 34 

(1) Die Verwendung von Möbelwagenanhängern 
ist genehmigungspflichtig. 

(2) Die Genehmigung für Möbelwagenanhänger 
darf nur einem Unternehmer erteilt werden, der 
eine Genehmigung für den • Möbelfernverkehr mit 
einer motorischen Zugkraft oder für den Güter- 
fernverkehr erhalten hat. 

§ 35 

Wird für ein Kraftfahrzeug mit abnehmbarem 
Möbelwagenaufbau die Genehmigung für den 
Möbelfernverkehr erteilt, so darf für dieses Kraft- 
fahrzeug eine Genehmigung für den Güterfernver- 
kehr nicht mehr erteilt werden. 

§ 36 

Der Unternehmer darf Restgut bei Ausführung 
eines Umzugs auch auf dem* als Zugkraft verwen- 
deten Kraftfahrzeug und in einem nicht besonders 
für Möbelbeförderung eingerichteten Anhänger 
befördern. 


§ 37 

(1) Der Unternehmer kann die für den Möbel- 
fernverkehr genehmigten Fahrzeuge einem anderen 
Unternehmer des Möbelfernverkehrs vorübergehend 
überlassen, der in diesem Falle für die Erfüllung 
der gesetzlichen Pflichten verantwortlich ist. 

(2) Der Unternehmer kann zur Beförderung 
eines für den Möbelfernverkehr genehmigten Möbel- 
wagenanhängers vorübergehend ein fremdes Kraft- 
fahrzeug benutzen, für das eine Genehmigung für 
den Möbelfernverkehr oder für den Güterfernver- 
kehr erteilt worden ist. 


§ 38 

Die Vorschrift des § 24 über die Versicherungs- 
pflicht findet auf den Möbelfernverkehr keine An- 
wendung. 


7. Sondervorschriften für den 
Bundesbahn-Güterfernverkehr 

§ 39 

(1) Die Deutsche Bundesbahn darf Güterfern- 
verkehr mit eigenen Kraftfahrzeugen betreiben. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr setzt die 
Höchstzahl der bundesbahneigenen Kraftfahrzeuge 
fest. Die Höchstzahl darf zwei vom Hundert der 
für den allgemeinen Güterfernverkehr nach § 8 fest- 
gesetzten Zahl nicht übersteigen. 
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§ 40 

Für den Güterfernverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn mit bundesbahneigenen Kraftfahrzeugen 
gelten nicht die Vorschriften der §§ 6 bis 13, 15 bis 
17, 24, 68 und 69. 


§ 41 

(1) Falls die Deutsche Bundesbahn Kraftfahr- 
zeuge des genehmigten Güterfernverkehrs verwen- 
det, kann von dem Beförderungsentgelt eine Ver- 
gütung in Abzug gebracht werden, die der Bundes- 
minister für Verkehr festsetzt. . 

(2^) Die von der Deutschen Bundesbahn über die 
Beschäftigung von Kraftfahrzeugen des genehmig- 
ten Güterfernverkehrs abgeschlossenen Verträge 
dürfen nicht verlängert oder erVieuert werden, 
soweit sie mit diesem Gesetz in Widerspruch stehen. 


8. Sondervorschriften für den Werkfernverkehr 
§ 42 

(1) Werkfernverkehr ist jede Beförderung von 
Gütern für eigene Zwecke eines Unternehmens 
außerhalb der in ^ 2 Absatz 3 bestimmten Zone, 
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die beförderten Güter müssen zum Gebrauch 
oder Verbrauch oder zur Wied^rveräiißerung 
erworben oder zur gewerbsmäßieen Vermie- 
tung oder zur Veredlung oder Verarbeitung 
bestimmt oder von dem Unternehmen erzeugt, 
gefördert oder hergestellt sein; 

2. die Beförderung muß der Heranschaffung der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Fnrtsch?iffung 
vom Unternehmen oder ihrer Überführung 
innerhalb des Unternehmens dienen; 

3. die Kraftfahrzeuge müssen bei der Beförderung 
von dem Unternehmer oder einem Angestellten 
des Unternehmens, der nicht selbständiger Be- 
förderungsunternehmer oder Angestellter eines 
Beförderungsunternehmers sein darf, geführt 
werden; 

4. Die Kraftfahrzeuge müssen dem Unternehmen 
gehören oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
sein. 

(2) Als Werkfernverkehr gilt auch die gemein- 
schaftliche Verwendung der Kraftfahrzeuge meh- 
rerer Unternehmen, wenn außer den im Absatz 1 
unter Nr. 1 bis 3 aufgeführten Voraussetzungen 
folgende weitere Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Unternehmen müssen der Erzeugung oder 
der Verarbeitung oder dem Handel mit Gütern 
dienen; 

2. zwischen den Unternehmen oder zwischen 
ihnen und einer Muttergesellschaft muß eine 
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Kapitalbeteiligung von mehr als 75 vom Hun- 
dert bestehen; 

3. die Kraftfahrzeuge müssen einem oder meh- 
reren der beteiligten Unternehmen gehören oder 
von ihnen auf Abzahlung gekauft sein. 

§ 43 

Der Werkfernverkehr ist nidit genehmigungs- 
pfliditig. 


§ 44 

(1) Für die Standortanmeldung ist § 5 ent- 
sprechend anzuwenden. Eine amtliche Besdieinigung 
über den Standort ist bei allen Fahrten mitzu- 
führen. 

(2) Werden Kraftfahrzeuge des Werkverkehrs 
außerhalb der Nahzone vorübergehend im Nah- 
verkehr verwendet, so kann der Einsatzort zum 
Standort erklärt werden, wenn dies aus wirtschaft- 
lichen Gründen geboten ist. 

§ 45 

(1) Bei allen Werkfernverkehrsfahrten, bei denen 
Kraftfahrzeuge mit mehr als 1 Tonne Nutzlast ver- 
wendet werden, sind die von dem Bundesminister 
für Verkehr vor geschriebenen Beförderungs- und 
Begleitpapiere mitzuführen und auf Verlangen den 
mit der Überwachung des Güterfernverkehrs beauf- 
tragten Stellen zur Prüfung vorzulegen. 

(2) Zur statistischen Erfassung aller Beförde- 
rungsleistungen im Werkfernverkehr ist ein Durch- 
schlag der in Absatz 1 vorgeschriebenen Beförde 
rungs- und Begleitpapiere einer Stelle, die vom 
Bundesminister für Verkehr bestimmt wird, .ein- 
zureichen. 

(3) Die im Werkfernyerkehr verwendeten 
Kraftfahrzeuge mit mehr als 4 Tonnen Nutzlast 
sind bei der Bundesanstalt (§ 46) anzumelden. Sie 
sind abzumelden, wenn sie niciit mehr im Werk- 
fernverkehr verwendet werden. 


9. Überwachung des Güterfernverkehrs 
§ 46 

(1) Zur Überwachimg des Güterfernverkehrs 
(§ 47) wird eine bundesunmittelbare Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet, die den Namen 

„Bundesanstalt zur Überwachung 
des Güterfernverkehrs“ 
führt. Sie ist rechtsfähig. 

(2) Der Sitz und der Aufbau der Bundesanstalt 
werden durch eine Satzung bestimmt, die der 
Bundesminister für Verkehr erläßt. 
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§ 47 

(1) Die Bundesanstalt hat darüber zu wadien, 
daß der Unternehmer und der Spediteur, außer- 
dem alle anderen am Beförderungsvertrag Beteilig- 
ten, soweit diese Kaufleute im Sinne des Handels- 
gesetzbuches sind, die ihnen nach diesem Gesetz 
obliegenden Pflichten erfüllen, insbesondere daß 

1. die Tarife und die Beförderungsbedingungen 
eingehalten werden; 

2. die für den Güterfernverkehr gesetzlidi vorge- 
schriebene Beförderungsteuer abgeführt wird; 

3. die beförderten Güter entsprechend dem Um- 
fang der Haftung der Unternehmer nach den 
Beförderungsbedingungen gegen Schaden ver- 
siSiert sind; 

4. Güterfernverkehr nicht ohne die erforderliche 
Genehmigung betrieben wird. 

(2) Die Bundesanstalt hat Zuwiderhandlungen 
gegen die gesetzlichen Vorschriften unverzüglich 
den zuständigen Behörden unter genauer Bekannt- 
gabe des Tatbestandes zu melden. 

§ 48 

(1) Zur Durchführung der Überwachungsauf- 
gaben auf Grund dieses Gesetzes hat die Bundes- 
anstalt folgende Befugnisse: 

1. Sie kann durch Beauftragte auf den Straßen, 
auf Parkplätzen und in Garagen zur Prüfung 
der Ladung und der Beförderungs- und Be- 
gleitpapiere Überwachungsmaßnahmen durch- 
führen. 

2. Sie kann durch Beauftragte von den Unter- 
nehmern und von den Spediteuren sowie den in 
deren Geschäftsbetrieb tätigen Personen Aus- 
kunft über alle Tatsachen verlangen, die für die 
Durchführung der Überwachung von Bedeutung 
sind. 

3. Sie kann durch Beauftragte Einsicht in die 
Bücher und Geschäftspapiere aller am Beför- 
derungsvertrag Beteiligten nehmen lassen, 
soweit diese Kaufleute im Sinne des Handels- 
gesetzbuches sind. 

(2) Absatz 1 findet auch Anwendung, wenn 
Güterfernverkehr ohne Genehmigung betrieben 
wird. 

§ 49 

Die Bundesanstalt hat die statistische Erfassung 
aller Beförderungsleistungen im Güterfernverkehr 
nach den Weisungen des Bundesministers für Ver- 
kehr und im Rahmen der für die Bundesstatistik 
vorgesehenen Bestimmungen vorzunehmen. 

§ 50 

(1) Der Unternehmer kann das Beförderungs- 
entgelt entweder selbst abrechnen oder eine von der 
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Bundesanstalt genehmigte Wirtschaftsorganisation 
der Unternehmer oder die Bundesanstalt mit der 
Abrechnung beauftragen. Er hat seine Entsdiließung 
der Bundesanstalt mitzuteilen. 

(2) Der Unternehmer oder die von ihm beauf- 
tragte Wirtschaftsorganisation hat der Bundes- 
anstalt monatlich eine Nachweisung über die 
ausgeführten Fernfahrten vorzulegen. Die Einzel- 
heiten des^ Verfahrens regelt die Bundesanstalt mit 
Genehmigung des Bundesministers für Verkehr. 

S 51 

(1) Unternehmer des Güterfernverkehrs haben 
ihre im Fernverkehr verwendeten Kraftfahrzeuge 
und Anhänger bei der Bundesanstalt anzumelden. 

(2) Die Bundesanstalt hat über sämtliche Unter- 
nehmen des Fernverkehrs, getrennt nach den einzel- 
nen Verkehrszweigen, und über die Abfertigungs- 
spediteure Register zu führen. 

§ 52 

Organe der Bundesanstalt sind der Verwaltungs- 
rat und der Vorstand. 


§ 53 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 15 Mitglie- 
dern. Sie werden vom Bundesminister für Verkehr 


auf Vorschlag folgender Gruppen ernannt: 

der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr: 5 

der Arbeitsgemeinschaft Möbeltransport: 1 

der Deutschen Bundesbahn: 1 

der Arbeitsgemeinschaft Spedition: 2 


des Deutschen Industrie- und Handelstages: 1 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie: 1 
des Zentralausschusses der Deutschen Land- 
wirtschaft: 1 

des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 3 

(2) Für jedes Mitglied ist gleichzeitig ein Stell- 
vertreter zu ernennen. 

(3) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter werden 
auf drei Jahre ernannt. Nach der ersten Ernennung 
scheidet Jedes Jahr ein Drittel der Mitglieder aus. 
Die Ausscheidenden werden durch das Los be- 
stimmt; sie können wieder ernannt werden. 

(4) Die Mitglieder können jederzeit durch schrift- 
liche Erklärung gegenüber dem Bundesminister für 
Verkehr ihr Amt nieder legen. Verliert ein Mitglied 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
oder wird über sein Vermögen der Konkurs er- 
öffnet, so erlischt seine Mitgliedschaft. Die Mit- 
gliedschaft erlischt ferner, wenn der Bundesminister 
für Verkehr feststellt, daß bei einem Mitglied die 
Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, die für 
seine Ernennung maßgebend waren. 
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(5) Beim Ausscheiden eines Mitglieds während 
seiner Amtszeit wird sein Nachfolger für den Rest 
der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds er- 
nannt. 


§ 54 

(1) Der Verwaltungsrat berät den Vorstand bei 
der Führung der Geschäfte. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über: 

1. die Geschäftsordnung des Verwaltungsrats und 
des Vorstands, 

2. die Dienstbezüge des Vorstands und der leiten- 
den Angestellten, 

3. den Haushaltsplan und den Jahresabschluß, 

4. die Aufnahme von Krediten, 

5. die Bestimmung der Rechnungsprüfer für die 
Haushaltsrechnung^ 

(3) Der Verwaltungsrat kann zur Vorbereitung 
seiner Entscheidungen Ausschüsse bilden, denen auch 
Nichtmitglieder des Verwaltungsrats angehören 
können. Die Geschäftsführung in diesen Aus- 
schüssen obliegt dem Vorstand. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind zur 
Verschwiegenheit über die Angelegenheiten der 
Bundesanstalt verpflichtet. 

§ 55 

(1) Der Verwaltungsrat faßt seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det der Vorsitzende. Zur Beschlußfassung ist die 
Anwesenheit von mindestens 10 Mitgliedern er- 
forderlich. 

(2) Der Verwaltungsrat wählt jährlich zu Beginn 
des Geschäftsjahres aus seiner Mitte einen Vor- 
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
Der Vorsitzende beruft die Sitzungen ein. Ordent- 
liche Sitzungen sollen einmal im Kalenderviertel- 
jähr stattfinden. Weitere Sitzungen müssen anbe- 
raumt werden, wenn ein Drittel der Mitglieder des 
Verwaltungsrats oder der Vorstand oder der 
Bundesminister für Verkehr es verlangt. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind 
ehrenamtlich tätig; sie erhalten angemessenen Ersatz 
ihrer Auslagen. 

. § 56 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei 
Personen. Sie werden auf Vorschlag des Verwal- 
tungsrats vom Bundesminister für Verkehr ernannt 
und abberufen. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands und alle An- 
gestellten der Bundesanstalt sind hauptberuflich 
tätig. Sie dürfen weder dem Verwakungsrat noch 
einem Unternehmen des Güterfernverkehrs oder 
der Spedition In irgendeiner Form angehören. 
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(3) Der Vorstand vertritt die Bundesanstalt ge- 
riditlich und außergeriditlidi. 

§ 57 

Der Vorstand führt die Geschäfte der Bundes- 
anstalt. Er hat dem Verwaltungsrat monatlidi über 
den Stand der Geschäfte zu berichten. 

§ 58 

Der Vorstand der Bundesanstalt führt den Vor- 
sitz und die Geschäfte der Tarif kommission für den 
Güterfernverkehr. 


S 59 

Für die Mitglieder des Vorstandes und die bei der 
Bundesanstalt Beschäftigten gilt § 54 Absatz 4 ent- 
sprechend. Sie dürfen insbesondere den Inhalt von 
Unterlagen, aus denen sich die Abwicklung des 
Fernverkehrs durch den einzelnen Unternehmer 
oder Spediteur unmittelbar oder mittelbar ergibt, 
' weder den Mitgliedern des Verwaltungsrats nodi 
anderen Personen bekanntgeben. 

§ 60 

Das Rechnungsjahr der Bundesanstalt ist das 
Kalenderjahr. Das erste Rechnungsjahr endet mit 
dem 31. Dezember 1951. 

§ 61 

Der Vorstand hat rechtzeitig vor Beginn eines 
jeden Rechnungsjahres einen Haushaltsplan aufzu- 
stellen. Dieser muß alle Einnahmen und Ausgaben, 
die für das Rechnungsjahr zu erwarten sind — nach 
Zweckbestimmung und Ansatz getrennt — , aus- 
weisen und zum Ausgleich bringen. 

S 62 

Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen; er ist ihm spä- 
testens zwei Monate vor Beginn des Rechnungs- 
jahres vorzulegen. 

§ 63 

Nach Abschluß des Rechnungsjahres hat der Vor- 
stand über alle Einnahmen und Ausgaben des abge- 
schlossenen Rechnungsjahres Rechnung zu legen 
( Haushaltsrechnung) . 

§ 64 

(1) Die Haushaltsrechnung ist von einem Re- 
visions- und Treuhandunternehmen nachzuprüfen, 
das der Bundesminister für Verkehr bestimmt. 

(2) Die Haushaltsrechnung ist mit dem Prüfungs- 
bericht dem Bundesminister für Verkehr vorzulcgen, 
der die Entlastung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen erteilt. 
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§ 65 

Die Haushaltsordnung, die ^ Finanz- und Rech- 
nungsbestimmungen und die sonstigen Vorschriften 
des Bundes über die Wirtschaftsführung finden auf 
die Bundesanstalt sinngemäße Anwendung. 

§ 66 

(1) Die Kosten der Bundesanstalt sind durch Ge- 
bühren zu decken. Die Höhe der Gebühren wird 
bei den Unternehmern des Güter- und Möbelfern- 
verkehrs nach dem Frachtumsatz bemessen. Von 
den Abfertigungspediteuren werden jährliche Melde- 
gebühren erhoben; entsprechendes gilt für Unter- 
nehmen, die Werkfernverkehr betreiben, für die 
nach § 45 Absatz 3 anmeldepflichtigen Kraftfahr- 
zeuge. 

(2) Die Gebühren werden auf Vorschlag des Ver- 
waltungsrats von dem Bundesminister für Verkehr 
festgesetzt. Sie können nach den Vorschriften über 
die Beitreibung öffentlicher Abgaben eingezogen 
werden. 

(3) Bei der Festsetzung der Gebühren sind die 
der Bundesanstalt erwachsenden Kosten zu Grunde 
zu legen. Überschüsse aus dem Geschäftsbetrieb 
sind zur Senkung der Gebühren für das nächste 
Rechnungsjahr zu verwenden. 

§ 67 

(1) Die Bundesanstalt untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Er kann vom Ver- 
waltungsrat und Vorstand Auskunft fordern und 
Einblick in alle Geschäftspapiere der Bundesanstalt 
nehmen. An der Aufsicht über die Erfüllung der 
Aufgaben der Bundesanstalt nach § 47 Absatz 1 
Nr. 2 ist der Bundesminister der Finanzen zu be- 
teiligen. 

(2) Stellt der Bundesminister für Verkehr fest, 
daß der Vorstand der Bundesanstalt bei der Er- 
füllung der ihm obliegenden Aufgaben nicht ge- 
setzmäßig oder nicht zweckmäßig handelt, so kann 
er die verantwortlichen Mitglieder des Vorstands 
abberufen und vom Verwaltungsrat Vorschläge 
über eine Neubesetzung des Vorstands fordern. 
Kommt der Verwaltungsrat dieser Forderung nicht 
nach, so kann der Bundesminister für Verkehr die 
Aufgaben der Bundesanstalt durch von ihm Beauf- 
tragte wahrnehmen lassen. 

(3) Die durch die Tätigkeit der Beauftragten des 
Bundesministers für Verkehr entstehenden Kosten 
trägt die Bundesanstalt. 

10. Aufsicht 

§ 68 

Der Unternehmer unterliegt wegen der Erfüllung 
der gesetzlichen Vorschriften und der ihm durch die 
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Genehmigung auferlegten Bedingungen, Auflagen 
und verkehrsmäßigen' Besdiränkungen unbesdiadet 
der Vorschriften der §§ 46 bis 67 der Aufsicht der 
Genehmigungsbehörde. 


§ 69 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Geneh- 
migung zurückzunehmen, 

1. wenn die Genehmigung auf Grund von un- 
ridbtigen Angaben erteilt worden ist, die der 
Unternehmer oder sein Bevollmächtigter wissent- 
lich oder grob fahrlässig gemacht hat; 

2. wenn der Unternehmer oder einer seiner Ange- 
stellten wiederholt wegen Zuwiderhandlungen 
gegen § 70 Nr. 1 b rechtskräftig bestraft oder 
mit einer Geldbuße belegt worden ist; 

3. wenn das Kraftfahrzeug nicht mehr auf den 
Namen des Unternehmers zugelassen ist. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Ge- 
nehmigung zurücknehmen, 

1. wenn der Unternehmer oder einer seiner Ange- 
stellten rechtskräftig bestraft oder mit einer 
Geldbuße belegt worden ist, weil er gegen die 
Bestimmungen des Gesetzes oder Bedingungen, 
Auflagen oder verkehrsmäßige Beschränkungen 
der Genehmigung verstoßen oder die im Inter- 
esse der öffentlichen Sicherheit auf Grund des 
§ 72 Absatz 2 Nr. 1 erlassenen Vorschriften 
nicht erfüllt hat; 

2. wenn der Unternehmer die ihm kraft Gesetzes 
obliegenden sozialen Pflichten gegenüber den in 
seinem Betrieb tätigen Personen wiederholt nicht 
erfüllt hat; 

3. wenn nach Erteilung der Genehmigung Um- 
stände eintreten, aus denen sich die Unzuver- 
lässigkeit des Unternehmers ergibt. 


1 1 . Straf Vorschriften 
§ 70 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des Ersten 
Buchs, Zweiten Abschnitts des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 78) begeht, 

1. wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) Güterfernverkehr ohne die erforderliche 
Genehmigung betreibt (§ 6), 

b) den Abschluß von Beförderungsverträgen in 
Abweichung von den gemäß §§19 und 20 
verbindlichen Bedingungen und Tarifen 
anbietet ^oder vermittelt oder wer solche 
Verträge abschließt oder erfüllt, 
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2. wer vorsätzlich oder fahrlässig als Unternehmer 
des Fernverkehrs, als Spediteur oder als in deren 
Geschäftsbetrieb tätige Person 

a) in den Beförderungspapieren über Art oder 
Menge der beförderten Güter oder über die 
Beförderungsstrecken unrichtige, ungenaue 
oder unvollständige Angaben macht, 

b) Papiere, von denen er weiß oder den Um- 
ständen nach wissen muß, daß sie im Sinne 
dieser Bestimmungen unrichtige, ungenaue 
oder unvollständige Angaben enthalten, bei 
der Beförderung von Gütern mit Kraftfahr- 
zeugen mit sich führt oder den mit der 
Überwachung des Verkehrs beauftragten 
Stellen vorlegt, 

c) gegen die im § 27 angeordnete Budi führungs- 
pflicht verstößt. 


§71 

(1) Mit einer Geldbuße kann belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Unternehmer des Fern- oder Nahverkehrs 
oder in dessen Betrieb tätige Personen oder in 
Ausübung des Werkverkehrs gegen die Be- 
stimmungen des § 5 Absatz 1 Satz 1 und Ab- 
satz 2, der §§ 14, 24 Absatz 1, der §§ 25, 26, 
33, 34 Absatz 1, der §§ 45, 50 Absatz 2 unci^des 
§ 51 Absatz 1 verstößt, 

2. Kraftfahrzeuge als für den Güter- oder Möbel- 
fernverkehr genehmigt äußerlich kennzeichnet, 
ohne im Besitz einer Genehmigung zu sein, 

3. den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Be- 
stimmungen oder Anordnungen, sofern sie aus- 
drücklich auf diese Vorschrift verweisen, oder 
den Bedingungen, Auflagen oder verkehrs- 
mäßigen Beschränkungen der Genehmigung zu- 
widerhandelt. 

(2) Die §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 27 bis 32, 48 und 
53 des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 
(WiGBl. S. 193) in der Fassung des Gesetzes vom 
29. März 1950 (Bundesgesetzbl. S. 78) sind sinn- 
gemäß anzuwenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 55 Absatz 1, 
57 und 66 bis 101 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
sinngemäß. 


12. Schlußbestimmungen 
§ 72 

(1) Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrats die zur Durchführung des Gesetzes 
erforderlichen V erwaltungsvorschrif ten. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrats Rechtsverordnungen erlassen 
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1. über die Verkehrs- und Betriebssicherheit des 
Fernverkehrs, 

2. über die Beschriftung und Beschilderung der 
Kraftfahrzeuge des Fernverkehrs und Nahver- 
kehrs, 

3. über die Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge des 
Güter- und des Möbelfernverkehrs durch eine 
Ordnungsnummer, 

4. über die Nutzlast der Kraftfahrzeuge des Güter- 
fernverkehrs und des Möbelfernverkehrs, 

5. über den Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen mit 
dem Auslande. 


S 73 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Entgegenstehende Bestimmungen treten an 

diesem Tage außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz über den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 788) mit Ausnahme des § 5 
Absatz 2, 

2. die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 27. März 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 320), 

3. die Verordnung über den Möbelfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 4. August 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1387), 

4. das Übergangsgesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeu- 
gen (Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz) vom 
2. September 1949 (WiGBl. S. 306) in der 
Fassung des Gesetzes zur Erstreckung und Ver- 
längerung der Geltungsdauer des Güterfernver- 
kehrs-Änderungsgesetzes vom 8. Juli 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 273), 

5. die Verordnung über die Erstreckung von Recht 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets auf dem Gebiete des Güterfernver- 
kehrs auf das Land Baden vom 24. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23), 

6. die Erste und Zweite Landesverordnung der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz zur Durch- 
führung des Gesetzes über den Güterfernver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen ünd Überwachung der 
Preisgestaltung im Güternahverkehr (Verordnung 
über den Straßengüterverkehr) vom 16. No- 
vember 1948 (GVBl. Teil I S. 407) und vom 
27. Mai 1949 (GVBl. Teil I S. 245), soweit sie 
den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen be- 
treffen. 


§ 74 

(1) Genehmigungen, die auf Grund des Über- 
gangsgesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
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Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen (Güter fern- 
verkehrs-Änderungsgesetz) vom 2. September 1949 
(WiGBl. S. 306) erteilt worden sind, gelten fort. 

(2) Die auf Grund des früheren Rechts erlassenen 
Tarife (Beförderungspreise und Beförderungsbe- 
dingungen) bleiben bis auf weiteres in Kraft. Soweit 
in diesen Vorschriften dem früheren Reichs-Kraft- 
wagen-Betriebsverband .Befugnisse zustanden, wer- 
den diese von dem Bundesminlster für Verkehr 
wahr genommen. 
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Begründung 


L 

Die früheren gesetzlichen Regelungen des Güterfernverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen verfolgten das Ziel, mit Hilfe des staatlichen Ge- 
nehmigungszwangs und der Übernahme des gemeinschaftlichen Tarif- 
systems der Eisenbahnen die Ordnung im Güterfernverkehr zum 
Nutzen der gesamten Volkswirtschaft zu erzwingen und damit einen 
gerechten Leistungswettbewerb zwischen Schiene und Straße herbei- 
zuführen. Dies gilt sowohl für die Dritte Verordnung des Reichs- 
präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931, 
Fünfter Teil, Kapitel 5 (Reichsgesetzbl. I S. 537) als auch für das 
Gesetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 788). 

Die mit der Notverordnung erstrebte Befriedung des Wettbewerbs 
zwischen den Eisenbahnen und den Unternehmern des Güterfernver- 
kehrs wurde nicht erreicht, weil, wie es in der amtlichen Begründung 
des Güterfernverkehrsgesetzes von 1935 heißt, „die gesetzlich vor- 
gesehene Überwachung des Reichskraftwagentarifs durch die Landes- 
behörden sich als unmöglich erwies“. 

Aus diesem Grunde wurde durch das Güterfernverkehrsgesetz der 
Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband (RKB) als ein Verband des 
öffentlichen Rechts geschaffen. In diesem Verband waren sämtliche 
konzessionierten Unternehmer des Güterfernverkehrs kraft Gesetz 
zusammengeschlossen. ‘ Um die Einhaltung der Tarife sicherzustellen, 
wurde gesetzlich bestimmt, daß der Anspruch auf das Beförderungs- 
entgelt ausschließlich dem Verband zustehe und dieser es zu berech- 
nen, einzuziehen und auszuzahlen habe. 

Die Nachkriegsverhältnisse haben, nicht zuletzt durch den Wegfall 
des RKB, die damals erreichte Ordnung völlig zunichte gemacht. Es 
sind Zustände eingetreten, die an die Zeit vor jeder gesetzlichen Re- 
gelung erinnern. Vor allem nach der Währungsreform des Jahres 
1948 zeigten sich mit dem immer stärker werdenden Überhang an 
Verkehrsmitteln auf Schiene, Wasserweg und Straße Mißstände, 
die zum Eingreifen zwangen. Durch das Übergangsgesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz) vom 2. September 1949 
(WiGBl. S. 306) wurde als erste Maßnahme zunächst eine Neukon- 
zessionierung aller Unternehmer des Güterfernverkehrs in die Wege 
geleitet. Diese Maßnahme allein reichte nicht aus, die Ordnung im 
Güterfernverkehr wiederherzustellen. Ihr muß die Sicherung der 
Tarif ehrlichkeit folgen. Sie soll durch das neue Gesetz über den 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen wiederhergestellt und laufend 
überwacht werden. 

Das Gesetz regelt die Beförderung von Gütern mit Kraftfahr- 
zeugen im Fernverkehr ausschließlich. Es kodifiziert das geltende 
Recht und geht nur insofern neue Wege, als dies durch die Änderung 
der Verhältnisse bedingt ist. Insbesondere hat die das heutige Wirt- 
schaftsdenken kennzeichnende Ablehnung eines die persönliche Frei- 
heit einschränkenden Zwangs dazu geführt, daß anstelle des Zwangs- 
zusammenschlusses der Unternehmer im RKB und der Zwangsab- 
rechnung durch den RKB lediglich eine überwachende Einrichtung — 
die Bundesanstalt zur Überwachung des Güterfernverkehrs — tritt. 
Sie soll weitgehend eine Organisation der Selbstverwaltung des Ge- 
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werbes sein. Sie verfügt selbst über keine Strafgewalt, sondern ist 
auf eine verständnisvolle und schlagkräftige Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Landesbehörden angewiesen. Die Zukunft wird zeigen, 
ob ein solches Instrument der Selbstverwaltung in der Lage ist, der 
ihm übertragenen großen Verantwortung gerecht zu werden. 

Trotz der Aufnahme einiger weniger Bestimmungen über den 
Güternahverkehr, die diesen Verkehrszweig vom Güterfernverkehr 
abgrenzen und die Straßenkontrolle erleichtern sollen, ist der Güter- 
nahverkehr im einzelnen nicht geregelt. Seine Entwicklung nach 
eigenen Gesetzen macht es erforderlich, nach sorgfältiger Prüfung ein 
Gesetz zu schaffen, das diesen Besonderheiten Rechnung trägt. 

II. 

Das Gesetz weist gegenüber dem geltenden Recht im wesentlichen 
folgende Änderungen auf: . 

1. Die Zahl der Genehmigungen für den Güterfernverkehr ist wie 
bereits im Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz vom 2. September 
1949 kontingentiert; sie umfaßt aber jetzt auch die früher nicht 
kontingentierten eingeschränkten Genehmigungen (vgl. unten 
Ziffer 2). Diese Kontingentierung ist neben der Tarifüber- 
wachung ein Hauptstück des Ordnungswerks. Sie steht mit 
Artikel 12 des Grundgesetzes in Einklang. Im Interesse der 
öffentlichen Verkehrssicherheit wie auch der Sicherheit der im 
Güterfernverkehr beförderten Güter ist die mit der Kontingen- 
tierung vorgenommene Regelung dringend erforderlich. Be- 
kanntlich befindet sich das deutsche Straßennetz in einem unge- 
nügenden Zustand. Infolge der ungewöhnlichen Zunahme des 
Straßenverkehrs, insbesondere aber auch gerade des Güterfern- 
verkehrs verschleditert sich der Zustand der Straßen fortlaufend. 
Die Mittel zu ihrer Wiederherstellung und Erhaltung sind un- 
zureichend, Die ohnehin in einem erschreckenden Ausmaß ge- 
steigerten Verkehrsunfälle sind nidit zuletzt auch auf diese Um- 
stände zurückzuführen. Eine Besserung des Zustandes kann u. a. 
nur durch die Beschränkung der Zahl der zum Güterfernverkehr 
zugelassenen Kraftfahrzeuge erreicht werden. 

Die unbeschränkte Erteilung von Genehmigungen für den 
Güterfernverkehr würde noch in anderer Beziehung eine Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit zur Folge'haben. Die Aufnahme- 
fähigkeit des deutschen Straßennetzes ist für das ganz außer- 
ordentlich gestiegene Verkehr svolumen auf weiten Strecken kaum 
noch gegeben. Die Mittel für eine Vergrößerung des Straßen- 
netzes oder eine Verbreiterung vorhandener Straßen sind äußerst 
beschränkt. Eine weitere ungehemmte Entwicklung des Straßen- 
verkehrs vor allem durch den Güterfernverkehr würde die bei 
den gegebenen Zuständen ohnehin bestehende Gefährdung des 
Verkehrs noch weiter vergrößern. Eine Kontingentierung erscheint 
auch aus diesem Grunde notwendig. Darüber hinaus hat das 
unverhältnismäßig große Überangebot von Transportraum bei 
allen Verkehrsträgern zu einer bisher nicht bekannten Schärfe der 
Konkurrenz der Verkehrsträger untereinander wie auch insbe- 
sondere innerhalb des Güterfernverkehrs geführt. Dies hat Im 
Güterfernverkehr die Folge gezeitigt, daß die einzelnen Unter- 
nehmer sich in einem erschreckenden Umfange nicht mehr an die 
behördlich festgesetzten Tarife halten und sich gegenseitig ohne 
Rücksicht auf die Wirtschaftlichkeit ihres Betriebes unterbieten. 
Daß unter diesen Umständen ein großer Teil der Unternehmer 
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nicht mehr über die notwendigen Mittel verfügt, um Kraftfahr- 
zeuge und Anhänger in betriebssicherem Zustand zu erhalten, 
liegt auf der Hand. Hierdurch wird eine nicht unerhebliche Ge- 
fährdung der Sicherheit des öffentlichen Verkehrs — der übrigen 
Verkehrsteilnehmer ebenso wie des Güterfernverkehrs selbst — 
herbeigeführt. Diese Gefährdung wird noch dadurch verstärkt, 
daß die Unternehmer unter dem Druck der Konkurrenz, soweit 
sie selbst fahren, sich selbst, im übrigen aber auch ihre Kraftfahrer 
über die normale physische Leistungsfähigkeit hinaus einsetzen. 

Nach den Feststellungen des Bundesministers der Finanzen 
besteht bei unbeschränkter Zulassung zum Güterfernverkehr die 
Gefahr einer nicht unbeträchtlichen Verminderung des Auf- 
kommens an Verkehrssteuern, da zahlreiche Unternehmer aus den 
dargelegten Gründen nicht in der Lage sind, sie zu entriditen. 

Die vorstehend dargelegten Gründe zeigen, daß es im dringen- 
den Interesse der öffentlichen Verkehrssicherheit und Wohlfahrt 
liegt, wirksame Maßnahmen zur Beseitigung dieser Zustände zu 
^treffen. In Schrifttum und Rechtsprechung ist dazu einhellig 
anerkannt, daß das Individual-Grundrecht des Artikels 12 des 
Grundgesetzes da seine Grenze findet, wo unabdingbare Erforder- 
nisse der öffentlichen Sicherheit und Wohlfahrt dies verlangen. 
Das wirksamste Mittel, die oben gesdiilderten Zustände zu ver- 
hindern, liegt in der Kontingentierung. Es wird Aufgabe des 
Bundesministers für Verkehr sein, die Zahl der zu genehmigen- 
den Kraftfahrzeuge so festzusetzen, daß die Bedürfnisse des Ver- 
kehrs voll befriedigt werden, ohne daß aber die dargelegten Ge- 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Wohlfahrt eintreten. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß andere 
Länder, darunter auch vor allem das klassische Land der Ge- 
werbefreiheit, die USA, einschneidende Beschränkungen der Ge- 
werbefreiheit im Interesse der öffentlichen Verkehrssicherheit und 
Wohlfahrt kennen. 

2. Die Genehmigungen können mit einschränkenden Auflagen oder 
Bedingungen erteilt werden, die sich im Rahmen der verkehrs- 
wirtschaftlichen Ziele des Gesetzes halten müssen. Damit wird 
die Möglichkeit geschaffen, Genehmigungen für bestimmte' Güter- 
arten, für Teile Deutschlands oder auch für bestimmte Linien- 
verkehre zu geben. 

3. Die Tarif Überwachung ist einer öffentlich-rechtlichen Anstalt, der 
„Bundesanstalt zur Überwachung des Güterfernverkehrs“, über- 
tragen (vgl. Artikel 87 Absatz 3 Satz 1 GG). Die Abrechnung 
der Beförderungsentgelte kann von ihr auf Wunsch der Unter- 
nehmer vorgenommen werden. Sie hat außer der Einhaltung der 
Tarife zu überwachen, daß 

a) Die Beförderungsteuer abgeführt wird, 

b) die beförderten Güter gegen Schäden versichert sind, 

c) Unternehmer, Spediteure und außerdem alle am Beförde- 
rungsvertrag Beteiligten, soweit sie Kaufleute im Sinne des 
Handelsgesetzbuches sind, ihre Pflichten erfüllen und 

d) Güterfernverkehr nicht ohne die erforderliche Genehmigung 
betrieben wird. 

Zu diesem Zweck kann sie Ermittlungen jeder Art bei den vom 
Gesetz in erster Linie Betroffenen, darüber hinaus bei den am 
Beförderungsvertrag Beteiligten, soweit diese Kaufleute im Sinne 
des Handelsgesetzbuches sind, anstellen und Straßenkontrollen 
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durchführen. Ein Verwaltungsrat, der sich aus Vertretern der 
interessierten Kreise zusammensetzt, berät den hauptamtlichen 
Vorstand bei seiner Geschäftsführung unter der Rechts- und Er- 
messensaufsicht des Bundesministers für Verkehr. 

4. Die Betriebe der Wirtschaft, die — wie bisher genehmigungs- 
freien — echten Werkfernverkehr ausüben, sind insofern in das 
Ordnungswerk einbezogen, als ihre Kraftfahrzeuge der Land- 
straßenkontrolle der Bundesanstalt unterliegen und bei Fern- 
fahrten Beförderungspapiere mit sich zu führen haben. Diese 
Beförderungspapiere ermöglichen es, die Beförderungsleistungen 
des Werkfernverkehrs in Zukunft statistisch einwandfrei zu er- 
fassen. Die statistischen Arbeiten werden, entsprechend den für die 
Bundesstatistik allgemein geltenden Bestimmungen, nicht von der 
Bundesantsalt, sondern von einer noch zu bestimmenden Stelle 
vorgenommen. Hierdurch wird nicht nur unnötige Doppelarbeit 
vermieden, sondern auch die Statistik des Güterfernverkehrs in 
die allgemeine Bundesstatistik eingeordnet. 

5. Der Güterfernverkehr der Deutschen Bundesbahn mit eigenen 
Kraftfahrzeugen ist in der Höchstzahl der einzusetzenden Kraft- 
fahrzeuge in ein angemessenes Verhältnis zu den Kraftfahrzeugen 
des allgemeinen Güterfernverkehrs gebracht worden. Bei der 
Verwendung von Unternehmerkraftfahrzeugen müssen die für 
den allgemeinen Güterfernverkehr geltenden Vorschriften ange- 
wendet werden. 

6. Die bisherigen Befugnisse der mit der Durchführung des Ge- 
setzes betrauten Landesbehörden sind nicht geändert worden. Ent- 
sprechend den Vorschriften des Grundgesetzes bestimmen aber 
die Landesregierungen jetzt die für die Durchführung des Ge- 
setzes im einzelnen zuständigen Behörden. Sie regeln auch das 
Verfahren der Genehmigungserteilung und das Rechtsmittelver- 
fahren. 

Soweit das Gesetz über die Ziffern 1 bis 6 hinaus im Wortlaut 
Änderungen gegenüber dem früheren Recht auf weist, sind sie nur 
in wenigen Fällen materieller Natur. Sie sind in erster Linie 
auf das Bestreben nach einer zweckmäßigen Systematik und nach 
klaren Formulierungen zurückzuführen, so daß sich hierfür eine 
nähere Begründung erübrigt. 
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Anlage 2 


Deutscher Bundesrat 


Bonn, den 18. August 1950 


Betr.: Regierungsentwurf eines Gesetzes über den Güter- 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen. 

Der Deutsche Bundesrat hat der Bundesregierung mit Schreiben 
vom 24. Juni 1950 eine eigene Vorlage zu einem Güterkraftverkehrs- 
gesetz übermittelt mit der Bitte, sie gemäß Artikel 76 Absatz 3 des 
Grundgesetzes dem Deutschen Bundestage zuzuleiten. Angesichts 
dieser eigenen Vorlage, an der der Bundesrat festhält, beschränkt- er 
sich gegenüber der Vorlage der Bundesregierung auf folgende all- 
gemeine Ausführungen: 

1. Die gegenwärtigen Verhältnisse im Güterkraftverkehr fordern 
gebieterisch eine Regelung des gesamten Güterkraftverkehrs ein- 
schließlich des Güternahverkehrs. Güterfernverkehr und Güter- 
nahverkehr sind, wie schon die unerläßliche Bestimmung der 
Nahzone im Güterfernverkehrsgesetz zeigt, in der Regelung durch 
den Gesetzgeber praktisch nicht voneinander zu trennen. Der 
Bundesrat hält daher den Entwurf der Bundesregierung insoweit 
für unvollkommen, und zwar umsomehr, als der Bundesminister 
für Verkehr die Vorlage eines besonderen Gesetzes über den 
Güternahverkehr in nächster Zukunft in Aussicht gestellt hat. 

2. Der Bundesrat ist sich mit der Bundesregierung über die Not- 
wendigkeit einig, eine aus der allgemeinen Staatsverwaltung 
herausgelöste Organisation zur Überwachung des Güterfernver- 
kehrs zu schaffen. Abweichend von der Bundesregierung glaubt 
er, eine solche Organisation nur in Form von Landesanstalten 
Vorschlägen zu können. Er hält es für unmöglich, das angestrebte 
Ziel durch Errichtung einer Bundesanstalt ohne eigenen Verwal- 
tungsunterbau erreichen zu können. 

Der von der Bundesregierung vorgeschlagenen Bundesanstalt 
dient offenbar der frühere Reichskraftwagenbetriebsverband als 
Vorbild. Es trifft zu, daß dieser Verband eine für das ganze 
Reich geschaffene zentrale Einrichtung war. Es darf aber nicht 
vergessen werden, daß diese Zentrale für ihre praktische Arbeit 
auf ein über das ganze Reichsgebiet verteiltes Netz von Bezirks- 
stellen angewiesen war. Ohne einen solchen Unterbau kann die 
Bundesanstalt die ihr zu übertragenden Aufgaben nicht erfüllen. 
Die Einrichtung eines . solchen Unterbaues aber läßt Artikel 87 
Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes nur im Falle „dringenden Be- 
darfs“ zu. Der Bundesrat hat in der Begründung seiner Gesetzes- 
vorlage (vgl. II Nr. 4) ausführlich dargelegt, aus welchem 
Grunde ein solcher Fall nicht gegeben ist. Er verweist auf diese 
Ausführungen und insbesondere die Feststellung, in welcher 
Weise die Vorlage des Bundesrates dem dringenden Bedürfnis 
durch besondere Bestimmungen über das Verhältnis der Landes- 
anstalten untereinander und zum Bundesminister für Verkehr 
abhilft. 
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3. Eine verschiedene Behandlung des Güterfernverkehrs der Bundes- 
bahn je nach Verwendung von eigenen oder fremden Fahrzeugen 
hält der Bundesrat für unzwedkmäßig. Die Ermächtigung, der, 
Bundesbahn - Beschränkungen aufzuerlegen, sollte sich ent- 
sprechend § 41 Absatz 2 des Bundesratsentwurfs auf eigene und 
fremde Fahrzeuge erstrecken; in diesem Falle wird auch die Be- 
stimmung einer schematischen Höchstgrenze vermieden. Gegen 
die Bestimmung des § 41 Absatz 1 werden Einwendungen nicht 
erhoben. 


26 



Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrats vom 18, August 1950 zu dem Regierungsentwurf eines 
Gesetzes über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 

Die Stellungnahme des Bundesrates gibt der Bundesregierung nicht 
Veranlassung, ihre Vorlage zu ändern oder zu ergänzen. Im einzelnen 
wird zu der Stellungnahme des Bundesrats folgendes ausgeführt: 

Zu Ziffer 1: 

Die Auffassung des Bundesrats, Güterfernverkehr und Güternah- 
verkehr „seien in der Regelung durch den Gesetzgeber praktisch 
nicht voneinander zu trennen”, wird schon durch die Tatsache wider- 
legt, daß der Güterfernverkehr seit etwa 2 Jahrzehnten gesetzlich 
geregelt ist, während der Güternahverkehr bisher ohne gesetzlidie 
Regelung blieb. 

Die Bundesregierung ist zwar der Auffassung, daß auch der Güter- 
nahverkehr gesetzlich geregelt werden sollte. Die Vorarbeiten für 
ein soldles Gesetz sind aber, da Neuland beschritten wird, sehr um- 
fangreich und zeitraubend. Die Bedeutung der von dem Gesetzgeber 
hier zu lösenden Probleme (z. B. Konzessionierung des Güternah- 
verkehrs, Verbot des unechten Werkverkehrs, Einführung des 
Fahrtenbuches, Einführung des Versidierungszwangs bei Stadt- 
transportf ährten, Auferlegung der Buchführungspflicht, Über- 
wachung durch Landesanstalten usw.) darf nicht verkannt 
werden. Die Bundesregierung hält es für bedenklich, diesen 
komplexen Kreis von Problemen ohne eingehende Vorbereitung und 
insbesondere ohne Abstimmung mit den Spitzenvertretungen der 
Wirtschaft und allen interessierten Stellen überstürzt zu regeln. 
Wenn der Vorschlag des Bundesrats, die beiden Verkehrsgebiete 
gleichzeitig gesetzlich zu regeln, angenommen würde, würde dies 
aller Voraussicht nach dazu führen, daß das gesamte Gesetzgebungs- 
werk in Gefahr gebracht, zu mindest aber zeitlich ganz erheblich ver- 
zögert wird; im Hinblick auf die besorgniserregenden Verhältnisse 
im Güterfernverkehr erscheint dies aber nicht tragbar. 

Der Bundesverkehrsminister betreibt zwar, wie er dem Bundesrat 
gegenüber hat erklären lassen, mit allem Nachdruck die Vorarbeiten 
für ein Gesetz über den Güternahverkehr. Es läßt sich aber heute 
noch nicht übersehen, wann diese Arbeiten abgeschlossen sein werden. 
Die Bundesregierung glaubt daher, an ihrem Vorschlag festhalten zu 
sollen, den von ihr vorgelegten Entwurf eines Güterfernverkehrs- 
gesetzes, der eingehend vorbereitet und mit allen in Frage kommen- 
den Stellen erörtert und abgestimmt ist, vorweg zu behandeln. 

Zu Ziffer 2: 

Hinsichtlich der Aufgaben und der Organisation der im Entwurf der 
Bundesregierung vorgesehenen Bundesanstalt ist festzustellen, daß 
ein Vergleich mit dem Reichskraftwagen-Betriebsverband nur bedingt 
möglich ist. Dieser Verband hatte verkehrspolitische und hoheitliche 
Aufgaben; ihm oblag außerdem die Versidierung der Güter gegen 
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Transportschäden, die Einziehung der Beförderungsteuer, die 
Schaffung von Laderaumverteilungsstellen und die Sorge für eine 
Beschäftigung der ihm angeschlossenen Unternehmer. Die Bundes- 
anstalt dagegen ist darauf beschränkt, zu überwachen, daß alle am 
Beförderungsvertrag Beteiligten die ihnen gesetzlich obliegenden 
Pflichten erfüllen. Daraus ergibt sich auch, daß die Bundesanstalt 
ohne eigenen Verwaltungsunterbau im Sinne des Artikels 87 Ab- 
satz 3 Satz 2 GG auskommen kann, dies umso mehr, als der wesent- 
liche Teil der Exekutive bei den Ländern verbleibt. 

Zum Unterschied vom Bundesratsentwurf trägt 
d e r R e g i e r u n g s e n t w u r f auch den Belangen der 
F i n a n z V e r w a 1 1 u n g in bezug auf die Beförde- 
rungsteuer Rechnung. Infolge der im Güter- 
fernverkehr nach dem Zusammenbruch einge- 
tretenen Unordnung liegt d i e E n t r i c h t u n g der 
B e f ö r d e r u n g s t e u e r im Güterfernverkehr zur 
Zeit nochimArgen,sodaßeseinerstraffenAuf- 
sicht bedarf. Es liegt auf derHand, daß diese 
A u f s i c h t , a u s g e ü b t durch 11 L a n d e s a n s t a 1 1 e n , 
nicht in dem Maße gewährleistet ist, als ausge- 
übtdurch e i n e B u n d e s a n s t a 1 1 , an deren Beauf- 
sichtigung der B u n d e s m i n i s t e r der Finanzen 
nach dem Regierungsentwurf (§ 67 Absatz 1) be- 
teiligt ist. 

Ferner kommt die im Regierungsentwurf vorge- 
sehene Möglichkeit der Abrechnung de'r Beför- 
derungsentgelte durch die Bundesanstalt (§50 
Absatz 1) den Wünschen der Finanzverwal-tung 
nach einer einfachen Gestaltung der Steuer- 
erhebungentgegen. 

Zu Ziffer 3: 

Eine Notwendigkeit, die Zahl der von der Deutschen Bundesbahn 
eingesetzten fremden Kraftfahrzeuge einzuschränken, liegt nicht vor. 
Der Bundesrat hat seine gegenteilige Auffassung nicht näher begrün- 
det. Die Unternehmer des Güterfernverkehrs sind ebenso wie die 
Deutsche Bundesbahn mit der Regelung, wie sie die Regierungsvor- 
lage vorsieht, einverstanden. 

Da der Bundesrat gegen die prozentuale Beschränkung der bundes- 
bahneigenen Kraftfahrzeuge neue Gründe nicht vorgebracht hat, hält 
die Bundesregierung auch insoweit an ihrem Entwurf fest. 
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